
EU-Digitalisierung  

Der technologische Wandel betrifft alle Bereiche des heutigen Lebens, von der Bildung und 

Beschäftigung bis hin zum Sozialsystem. So sind bereits jetzt in einigen Berufsgruppen für bis zu 90 % 

der Funktionen digitale Kompetenzen erforderlich. 

Die EU will die digitale Zukunft gestalten, im Hinblick auf Themen wie Vertrauen, Sicherheit und 

elektronische Behördendienste. Es gibt noch reichlich Raum für Fortschritte. So tätigten vor der 

Coronapandemie nur 15 % der Bürgerinnen und Bürger Online-Einkäufe in einem anderen Land. 

Ein voll funktionierender digitaler Binnenmarkt könnte der EU‑Wirtschaft jährlich bis zu 415 Mrd. € 
einbringen. Auch könnte die EU damit weltweit im digitalen Bereich eine Führungsrolle übernehmen. 

Um dieses Potenzial zu erschließen, führt die EU umfassende Reformen durch – von einem neuen 

Rahmen für das Urheberrecht bis hin zu einer Verordnung über Geoblocking. 

 

Der digitale Binnenmarkt für Europa 

Mit einer Strategie für den digitalen Binnenmarkt soll sichergestellt werden, dass Wirtschaft, Industrie 

und Gesellschaft in Europa das neue digitale Zeitalter optimal nutzen. Neben elektronischen Lösungen 

und Daten sowie grenzüberschreitenden digitalen Diensten ist diese Strategie integraler Bestandteil 

des EU-Projekts für ein digitales Europa. 

Die EU hat bereits begonnen, einen freien und sicheren digitalen Binnenmarkt aufzubauen, damit 

Menschen über die Grenzen hinweg online einkaufen und Unternehmen online verkaufen können. 

Mit der 2015 von der Kommission vorgeschlagenen Strategie für einen digitalen Binnenmarkt wurde 

die Grundlage für eine geeinte und nachhaltige digitale europäische Gesellschaft geschaffen. 2016 und 

2017 gab es einige bahnbrechende Entwicklungen: 

▪ Abschaffung der Roaming-Gebühren 

▪ Modernisierung des Datenschutzes 

▪ grenzüberschreitende Portabilität von Online-Inhalten 

▪ Abkommen zur Beseitigung von Hindernissen für den elektronischen Handel durch die 

Beendigung von ungerechtfertigtem Geoblocking 

 

Quelle:  

https://www.consilium.europa.eu/de/policies/digital-single-market/ 

 

EU und Künstliche Intelligenz  

Künstliche Intelligenz (KI) kann zur Lösung vieler gesellschaftlicher Probleme beitragen. Das gelingt 

allerdings nur bei qualitativ hochwertiger Technologie, die so entwickelt und genutzt wird, dass die 

Menschen Vertrauen zu ihr haben. Um dieses Vertrauen zu stärken, stützt sich die EU-Strategie auf 

die Werte der EU und erhöht damit nicht nur die Akzeptanz KI-basierter Lösungen bei den Bürgerinnen 

und Bürgern, sondern spornt auch Unternehmen zu deren Entwicklung und Verbreitung an. 

Deshalb hat die EU-Kommission Maßnahmen zur Förderung der Exzellenz im Bereich KI und Regeln 

vorgeschlagen, die eine vertrauenswürdige Technologie gewährleisten. Um sicherzustellen, dass KI-

https://www.consilium.europa.eu/de/policies/digital-single-market/


Systeme, die in der EU verwendet werden, sicher, transparent, ethisch, unparteiisch und unter 

menschlicher Kontrolle sind, werden sie nach Risiko eingeteilt: 

❑ Unzulässig 

Alles, was als eindeutige Bedrohung für EU-Bürger angesehen wird, wird verboten: von der 

behördlichen Bewertung des sozialen Verhaltens (“Social Scoring”) bis hin zu Spielzeug mit 
Sprachassistent, dass Kinder zu riskantem Verhalten verleitet. 

❑ Hohes Risiko 

Alle Systeme werden sorgfältig geprüft, bevor sie in Verkehr gebracht werden — und auch 

während ihres gesamten Lebenszyklus. 

o Kritische Infrastrukturen (z. B. im Verkehr), in denen das Leben und die Gesundheit 

der Bürger gefährdet werden könnten 

o Schul- oder Berufsausbildung, wenn der Zugang einer Person zur Bildung und zum 

Berufsleben beeinträchtigt werden könnte (z. B. Bewertung von Prüfungen) 

o Sicherheitskomponenten von Produkten (z. B. eine KI-Anwendung für die 

roboterassistierte Chirurgie) 

o Beschäftigung, Personalmanagement und Zugang zu selbstständiger Tätigkeit (z. B. 

Software zur Auswertung von Lebensläufen für Einstellungsverfahren) 

o Zentrale private und öffentliche Dienstleistungen (z. B. Bewertung der 

Kreditwürdigkeit, wodurch Bürgern Darlehen verwehrt werden) 

o Strafverfolgung, die in die Grundrechte der Menschen eingreifen könnte (z. B. 

Überprüfung der Echtheit von Beweismitteln) 

o Migration, Asyl und Grenzkontrolle (z. B. Überprüfung der Echtheit von 

Reisedokumenten 

 

❑ Begrenztes Risiko 

Für KI-Systeme wie „Chatbots“ gelten minimale Transparenzverpflichtungen, die es den mit 

ihnen interagierenden Nutzern ermöglichen sollen, fundierte Entscheidungen zu treffen, Die 

Nutzer können dann entscheiden, ob sie die Anwendung weiter nutzen oder nicht. 

❑ Minimales Risiko 

Kostenlose Nutzung von Anwendungen wie KI-gestützten Videospielen oder Spamfiltern. 

Unter diese Kategorie, in der die neuen Vorschriften nicht greifen, fällt die große Mehrzahl 

der KI-Systeme, weil diese Systeme nur ein minimales oder kein Risiko für die Bürgerrechte 

oder die Sicherheit darstellen. 

 

Quelle: 

https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/europe-fit-digital-age/excellence-trust-

artificial-intelligence_de#eu-gefrderte-ki-projekte 

 

Datenschutz 

https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/europe-fit-digital-age/excellence-trust-artificial-intelligence_de#eu-gefrderte-ki-projekte
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/europe-fit-digital-age/excellence-trust-artificial-intelligence_de#eu-gefrderte-ki-projekte


Die Allgemeine Datenschutzverordnung (DSGVO) ist eine seit 2018 geltende Verordnung des EU-

Rechts über den Datenschutz und den Schutz der Privatsphäre in der Europäischen Union (EU) und 

dem Europäischen Wirtschaftsraum (EWR). Hauptziel des DSGVO ist es, die Kontrolle und die Rechte 

des Einzelnen über seine personenbezogenen Daten zu stärken und das Regelungsumfeld für 

internationale Unternehmen zu vereinfachen. Da es sich bei dem DSGVO um eine Verordnung und 

nicht um eine Richtlinie handelt, ist sie unmittelbar verbindlich und anwendbar. 

Die Verordnung gilt, wenn der für die Verarbeitung Verantwortliche (eine Organisation, die Daten von 

in der EU ansässigen Personen erhebt) oder der Auftragsverarbeiter (eine Organisation, die Daten im 

Auftrag eines für die Verarbeitung Verantwortlichen verarbeitet, wie z. B. Cloud-Dienstleister) oder 

die betroffene Person in der EU ansässig sind.  

Für alle EU-Mitgliedstaaten gilt ein einheitliches Regelwerk. Jeder Mitgliedstaat richtet eine 

unabhängige Aufsichtsbehörde (SA) ein, die Beschwerden entgegennimmt und untersucht, 

Ordnungswidrigkeiten ahndet usw. Die Aufsichtsbehörden der einzelnen Mitgliedstaaten arbeiten mit 

anderen Aufsichtsbehörden zusammen. Ein Europäischer Datenschutzausschuss (EDSB) koordiniert 

die Aufsichtsbehörden. Es gibt Ausnahmen für Daten, die im Kontext oder im Rahmen der nationalen 

Sicherheit verarbeitet werden, die weiterhin den Vorschriften der einzelnen Länder unterliegen 

können 

Die Datenschutzverordnung gibt den EU-Bürgern unter anderem das Recht auf:  

❑ Transparenz und Modalitäten 

Die Informationen müssen in knapper, transparenter, verständlicher und leicht zugänglicher 

Form unter Verwendung einer klaren und einfachen Sprache zur Verfügung stehen.  

❑ Information und Auskunft 

Das Auskunftsrecht ist ein Recht der betroffenen Person und gibt ihr das Recht auf Auskunft 

über ihre personenbezogenen Daten und auf Informationen darüber, wie diese Daten 

verarbeitet werden. Sowohl Daten, die von der betroffenen Person "bereitgestellt" werden, 

als auch Daten, die "beobachtet" werden, z. B. über das Verhalten, sind eingeschlossen. 

Darüber hinaus müssen die Daten von dem für die Verarbeitung Verantwortlichen in einem 

strukturierten und allgemein verwendeten elektronischen Standardformat bereitgestellt 

werden.  

❑ Berichtigung und Löschung 

Das Recht auf Vergessenwerden wurde 2014 durch ein eingeschränkteres Recht auf Löschung 

ersetzt. Die betroffene Person hat das Recht, innerhalb von 30 Tagen die Löschung der sie 

betreffenden personenbezogenen Daten aus einem beliebigen Grund zu verlangen. 

❑ Widerspruch 

Eine Person hat das Recht der Verarbeitung personenbezogener Daten zu Marketingzwecken 

zu widersprechen. Das bedeutet, dass der für die Verarbeitung Verantwortliche einer Person 

das Recht einräumen muss, die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten zu stoppen 

oder zu verhindern. 

https://www.youtube.com/watch?v=bPS3ojekcKw 

 

https://www.youtube.com/watch?v=bPS3ojekcKw


Zustimmung für Datenverwendung bei der Leipziger Volkszeitung 

 

Einblick in die konkreten Datenverwendung der Webseite  

 

 



Quellen: 

https://eur-lex.europa.eu/legal-

content/EN/TXT/HTML/?uri=CELEX:32016R0679&from=EN#d1e3265-1-1 

https://www.lvz.de/ 

 

Quiz: 

1) Wie viele Gebühren muss ein/e EU-Bürger*in zahlen, um in das EU-Ausland telefonieren zu 

können? 

a) 0,05 Euro pro Minute 

b) Nichts  

c) 0,25 Euro pro Minute 

2) Was möchte die EU im Rahmen des Programms „Digitales Europa“ nicht finanzieren? 

a) Vereinfachung von digitalen Finanztransaktionen  

b) Verbesserung der Cybersicherheit 

c) Weiterentwicklung in der KI-Forschung 

3) RICHTIG oder FALSCH 

Neben der Weiterentwicklung der digitalen Infrastruktur in der Europäischen Union spricht sich die 

EU-Kommission ebenso dafür aus wirtschaftlich unabhängiger von Technologie exportierenden 

Staaten wie China zu werden. 

 

 

Lösungen:  

1) b) 

2) a)  

3) richtig 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/HTML/?uri=CELEX:32016R0679&from=EN#d1e3265-1-1
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/HTML/?uri=CELEX:32016R0679&from=EN#d1e3265-1-1
https://www.lvz.de/

